
BERLIN. Die Kaufinteressenten spazie-
ren durch die Wohnung, da müsste
was am Balkon gemacht werden, da
im Bad. Die Mieterin kann nur taten-
los zusehen. Das Haus im Berliner Sze-
nestadtteil Neukölln wird verkauft.
Zum Glück hat das Land Berlin letztes
Jahr verfügt, dass bei einer Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnun-
gen Mieter noch mindestens zehn Jah-
re dort wohnen dürfen. Oft werden da-
her Zehntausende Euro geboten, wenn
man sofort auszieht – aber eine neue
Wohnung kann dann gleich ein paar
hundert Euromehr anMiete kosten.

Die Politik kann kaum noch Schritt
halten mit den Umwälzungen. In Met-
ropolen wie Berlin mischen in zuneh-
mender Zahl auch ausländische Inves-
torenmit. Und die historische Niedrig-
zins-Phase verstärkt denWunsch nach
„Betongold“. Viele Bürger überlegen
zu kaufen statt weiter zumieten – aber
durch die Fesseln der Schuldenbremse
satteln Länder wie Berlin bei der
Grunderwerbssteuer drauf. Dort stieg
sie von 5 auf 6 Prozent, was bei einem
Kauf mehrere zehntausend Euro aus-
machen kann. Das Land nimmt so 100
Millionen Euro im Jahr ein.

Bündnis für bezahlbares Wohnen

Und so gibt es einen Mangel an preis-
werten Miet- wie Kaufwohnungen, in
25 der 30 größten Städte wächst laut
Städtetag die Bevölkerung. Bauminis-
terin Barbara Hendricks (SPD) will da-
her mit einem Bündnis für bezahlba-
res Wohnen und Bauen gegensteuern.
Gestern wurden alle wichtigen Akteu-
re von der Immobilienwirtschaft über
den Bund Deutscher Architekten bis
zum Mieterbund an einem Tisch in
Hendricks Ministerium versammelt.
DasMotto: Bauen, bauen, bauen.

Zwar räumt Hendricks ein: „Bauen
tun wir selber nicht. Wir können nur
die Voraussetzungen schaffen.“ Die
bisher öffentlich nicht sonderlich be-

kannte Ministerin nimmt sich aber ei-
nes Problems an, das viele betrifft. An
die Kommunen ergeht der Appell,
mehr Bauland zur Verfügung zu stel-
len und Brachland zu erschließen.
„Wir brauchen mehr Wohnraum, der
bezahlbar ist“, sagt Hendricks. Der
Baubereich wurde nach der Abwande-
rung der Ökoenergieabteilung ihrem
Ministerium zugeschlagen, 190 Mitar-
beiter tüfteln hier nun an Lösungen.

Der Vizevorsitzende des Rechtsaus-
schusses, Jan-Marco Luczak (CDU),
sieht auch den Bund als Immobilien-
besitzer in der Pflicht: Er fordert zur
Besserung der Lage in einem Schrei-
ben an Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU), „dass die Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben ihre
Wohnungen nicht ausschließlich zu
Höchstpreisen verkauft“.

Singles wollen mehr Platz

Während gerade im Osten ganze Regi-
onen unter dem Wegzug junger Men-
schen leiden, mangelt es in großen
Städten an Wohnraum – auch weil
Singles in größerenWohnungen woh-
nen wollen. Um 700 000 Einwohner
unterzubringen, müssten heute in
Frankfurt 380 000 Wohnungen ange-
boten werden, vor 50 Jahren hätten bei
gleicher Einwohnerzahl 24 000 Woh-
nungen ausgereicht, heißt es in einer
Studie des Bundesinstituts für Bau-,
Stadt- und Raumforschung.

In den sieben größten Städten stieg
die Bevölkerungszahl seit 2007 um
330 000, die Zahl der Haushalte um
rund 180 000. Da aber nur 90 000
Wohnungen entstanden, steigen die
Mietenwegen zu geringen Angebots.

In Berlin waren 2008 noch 5,59 Eu-
ro je Quadratmeter zu zahlen, 2013
waren es schon 7,57, wobei Szenevier-
tel wie Kreuzberg bei begehrten Im-
mobilien schon auf über 11 Euro kom-
men. In München kletterte die Miete
von 11,05 (2008) auf 13,24 Euro je Qua-
dratmeter (2013). Und inHamburg leg-
te sie von 7,97 auf 10,11 Euro zu.

Ein Schritt zur Milderung der Lage
soll hier die „Mietpreisbremse“ sein:
Geplant ist, dass von 2015 an in Bal-
lungszentren Vermieter von neuen
Mietern nur noch eine Miete verlan-
gen dürfen, die maximal zehn Prozent
über dem ortsüblichen Niveau liegt. In
welchen Regionen die Regelung greift,
sollen die Länder festlegen können.
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VON GEORG ISMAR, DPA

BarbaraHendricks,
die Baumeisterin
derRepublik
MANGELDie SPD-Ministerin
beklagt dieWohungsnot in
vielen größeren Städten.
Nunwill sie das Problem ra-
sant steigenderMieten und
Kaufpreise entschärfen.

Bauen, bauen, bauen: Barbara Hendricks gab dieses Motto gestern beim
großen Wohnungsgipfel in Berlin aus. Foto: dpa
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NUR NOCH 1,5 MILLIONEN SOZIALWOHNUNGEN

➤ Binnen zehn Jahren hat sich die Zahl
der Sozialwohnungen nach Angaben des
Bundesamts für Bauwesen und Raum-
ordnung deutlich verringert, weil beste-
hende Bindungen ausliefen: Zwischen
2002 und 2012 sank deren Zahl um 40
Prozent von 2,6 auf 1,5 Millionen.

➤ Der gesunkene Bestand an Sozial-
wohnungen verschärft die Lage im güns-
tigen Segment. Der Mieterbund hält
250 000 neue Sozialwohnungen bis En-
de 2017 für notwendig. Der Bund unter-
stützt die Ländermit 518,2Millionen Eu-
ro im Jahr. (dpa)

Zahl der Operationen in
Krankenhäusern steigt
BERLIN.AnDeutschlands Kranken-
häusernwerden Patienten jedes Jahr
rund 220 000 bis 340 000 zusätzlichen
Behandlungen unterzogen – bei nahe-
zu konstanter Bevölkerungsgröße. Be-
handlungen an derWirbelsäule,
Schmerztherapien undHerzklappen-
OPs zählen zu den Behandlungenmit
besonders hohen Steigerungsraten.
Das geht aus einer gestern veröffent-
lichten Studie hervor, die Hamburger
und Berliner Forscher in gesetzlichem
Auftrag erstellt hatten. Die Politik hat-
te 2012mehr über die steigenden Be-
handlungszahlenwissenwollen und
Klinikträger und Krankenkassenmit
der Ausschreibung der Studie beauf-
tragt. SelbstMedizinvertreter wie die
Deutsche Gesellschaft für Orthopädie
kritisierten damals, dass es etwa seit
2005mehr als doppelt so vieleWirbel-
säulen-OPs gebe. Zu denGründen
zählten zu viele Kliniken, Operations-
säle und zu viel Konkurrenz. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Dutzende Tote bei
Kämpfen in der Ukraine
DONEZK.Die Kämpfe in der Ostukraine
werden heftiger und verlustreicher.
Bei neuen schweren Gefechten zwi-
schen der Armee und prorussischen
Separatisten sind gesternDutzende
Menschen ums Leben gekommen. Die
Aufständischen sprachen von 50 toten
Soldaten bei blutigenKämpfen um
den Flughafen der Großstadt Lugansk.
DasMilitär räumte Verluste ein. Aller-
dings seien bei einem Feuergefecht na-
he derMillionenmetropole Donezk
auchmindestens 25 „Terroristen ver-
nichtet“ worden, sagte Bataillonskom-
mandeur Semjon Sementschenko.
Bundeskanzlerin AngelaMerkel und
Frankreichs Präsident François Hol-
lande setzten bei einemTelefonatmit
KremlchefWladimir Putin ihre Bemü-
hungen um eine Entschärfung des
Konflikts fort. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Islamisten stehlen Uran
aus Universität im Irak
WIEN. Im Irak ist nuklearesMaterial in
die Hände der Aufständischen gefal-
len. Die Internationale Atomenergie-
behörde (IAEA) informierte die Ver-
eintenNationen über denVorfall. Aus
der UniversitätMossul sei Uran ge-
stohlenworden. Die Tat soll auf das
Konto der Terrorgruppe „Islamischer
Staat“ gehen. „Nach ersten Informatio-
nen gehenwir davon aus, dass es sich
umniedrig-angereichertesMaterial
handelt, das keine Gefahr darstellt“,
sagte eine IAEA-Sprecherin gestern in
Wien. Allerdings gebe jeder Verlust
über die Kontrolle nuklearenMateri-
als Anlass zur Sorge. DasHerstellen ei-
ner regelrechtenAtombombe ist
höchst aufwendig. Experten befürch-
ten aber, dass Uran zusammenmit
konventionellem Sprengstoff für eine
„schmutzige Bombe“ verwendetwer-
den könnte. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Bizarrer Streit um
Skilehrer in Österreich
BRÜSSEL.Österreich bekommt von der
EU-Kommission eine gelbe Karte, weil
es sich aus Brüsseler Sicht gegen Ski-
lehrer aus anderen EU-Staaten ab-
schottet. So sei es im Bundesland Tirol
möglich, ausländischen Skilehrern
Kurse für einheimische Schüler zu
verbieten – stattdessen dürften sie nur
Schüler unterrichten, die ebenfalls aus
demAusland kommen, kritisierte die
Behörde. Sie sieht darin einen Verstoß
gegen die EU-Regeln zur Freizügigkeit,
zur Niederlassungsfreiheit und zum
freien Dienstleistungsverkehr. (afp)
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POLITIK IN KÜRZE

Die EU streitet mit Österreich um Li-
zenzen für Skilehrer. Foto: dpa

WIEN. Einst herrschte beredte Eiszeit.
Jahrelang schauten sich die EU-Au-
ßenbeauftragte Catherine Ashton und
der damalige iranische Atom-Chefun-
terhändler Said Dschalili nicht mal in
die Augen. Für sie war er „Doktor
Dschalili“, für ihn war sie „Frau Ash-
ton“. An gemeinsame Pressekonferen-
zen war nicht zu denken, geschweige
denn an ein gemeinsames Abendessen
zum Auftakt einer Verhandlungsrun-
de über das iranische Atomprogramm.
Das ist jetzt anders.

Ashton und der neue Mann Tehe-
rans, Dschawad Sarif, scheinen sich zu
schätzen, duzen sich, treten gemein-
sam vor die Presse, haben ein Arbeits-
essen vor einer neuen Runde zum Ri-
tual gemacht. „Sie gehen freundlich
miteinander um“, sagt ein westlicher
Delegierter. Sarif spricht sehr gut Eng-
lisch, war Student in Denver, hat spä-

ter als Diplomat und Irans UN-Bot-
schafter in New York gelebt, kennt die
westliche Mentalität. Kein Vergleich
mit den früheren Gesprächen, in de-
nen die iranische Delegation eher Mo-
nologe vortrug und jedesWort auf Per-
sisch übersetzt werden musste, erin-
nern sich Teilnehmer.

Der 54-jährige Sarif hatte zu einer
der Runden sogar seine Frau mitge-
bracht und sie Ashton und der Leiterin
der US-Delegation Wendy Sherman
vorgestellt. „Wir kennen unsere Fami-

lien jetzt ganz gut“, sagte die US-Top-
Diplomatin dem Magazin „New Yor-
ker“.

Eine Charme-Offensive, deren Wir-
kung von der 5+1 Gruppe (USA, Russ-
land, China, Frankreich Großbritanni-
en) und Deutschland mit Hinweis auf
die vielen inhaltlichen Differenzen
gern öffentlich ausgebremst wird. Das
gebietet spätestens die Rücksicht auf
die US-Heimatfront mit Senat und
Kongress sowie der Blick auf das
höchst kritische Israel. „Kein Ab-
schluss ist besser als ein schlechter Ab-
schluss“, heißt das Mantra der UN-Ve-
tomächte.

Es gilt zu verhindern, dass der Iran
eine Atombombe bauen kann. Es gilt,
langsam ein Vertrauensverhältnis auf-
zubauen. Es ist seit dem Sturz des
Schahs 1979, der folgenden Besetzung
der US-Botschaft in Teheran und der
Konfrontation unter Irans Präsident
Mahmud Ahmadinedschad zerrüttet.
Seit 2002 wird die internationale Ge-
meinschaft den Verdacht nicht los,
dass der Iran sich die Option zu einer
Atombombe verschaffenwill.

Noch 2010 hat das US-Verteidi-

gungsministerium in einem Bericht
festgestellt: „Irans Atomprogramm
und sein Willen, sich die Möglichkeit
zur Entwicklung einer Nuklearwaffe
offen zu halten, ist zentraler Teil sei-
ner Abschreckungs-Strategie.“ Irans
Präsident Hassan Ruhani, nun als Re-
former und westlicher Hoffnungsträ-
ger gepriesen, sei als nationaler Sicher-
heitsberater 25 Jahre lang an zentralen
Weichenstellungen beteiligt gewesen,
erinnernUS-Experten.

In den prächtigen, teils vergoldeten
Räumen des Palais Coburg inWien, ei-
ner ehemaligen fürstlichen Residenz,
wollen die Verhandlungspartner bis
zum 20. Juli ihre Interessen unter ei-
nen Hut bringen. Es wäre für die 58-
jährige Lady Ashton ein Triumph zum
bevorstehenden Abschluss ihres Man-
dats als „EU-Außenministerin“. Auch
für die internationale Gemeinschaft
könnte es ein positives Zeichen sein.
„Es wäre gut, wenn unter den vielen
Konflikten, die in dieser Region eine
Rolle spielen, wenigstens einer gelöst
werden könnte“, sagte jüngst Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier
(SPD).

KONFLIKT Bei den Iran-Ver-
handlungen inWien stimmt
zumindest die Chemie.
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Das „Du“ soll bei denAtomgesprächenhelfen

Tauwetter nach jahrelanger Eiszeit:
Catherine Ashton und der Iraner
Dschawad Sarif Foto: dpa

SEITE 6 FREITAG, 11. JULI 2014 P6 POLITIK MITTELBAYERISCHEZEITUNG


